
Abschnitt 1Abschnitt 1

Passpflicht für AusländerPasspflicht für Ausländer

§ 2 Erfüllung der Passpflicht durch Eintragung in den Pass eines gesetzlichen§ 2 Erfüllung der Passpflicht durch Eintragung in den Pass eines gesetzlichen

VertretersVertreters

Minderjährige Ausländer, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,Minderjährige Ausländer, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

erfüllen die Passpflicht auch durch Eintragung in einem anerkannten und gültigenerfüllen die Passpflicht auch durch Eintragung in einem anerkannten und gültigen

Pass oder Passersatz eines gesetzlichen Vertreters. Für einen minderjährigenPass oder Passersatz eines gesetzlichen Vertreters. Für einen minderjährigen

Ausländer, der das zehnte Lebensjahr vollendet hat, gilt dies nur, wenn im PassAusländer, der das zehnte Lebensjahr vollendet hat, gilt dies nur, wenn im Pass

oder Passersatz sein eigenes Lichtbild angebracht ist.oder Passersatz sein eigenes Lichtbild angebracht ist.

§ 3 Zulassung nichtdeutscher amtlicher Ausweise als Passersatz§ 3 Zulassung nichtdeutscher amtlicher Ausweise als Passersatz

(1) Von anderen Behörden als von deutschen Behörden ausgestellte amtliche(1) Von anderen Behörden als von deutschen Behörden ausgestellte amtliche

Ausweise sind als Passersatz zugelassen, ohne dass es einer Anerkennung nach §Ausweise sind als Passersatz zugelassen, ohne dass es einer Anerkennung nach §

71 Abs. 6 des Aufenthaltsgesetzes bedarf, soweit die Bundesrepublik Deutschland71 Abs. 6 des Aufenthaltsgesetzes bedarf, soweit die Bundesrepublik Deutschland

1. auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder1. auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen oder

2. auf Grund des Rechts der Europäischen Union2. auf Grund des Rechts der Europäischen Union

verpflichtet ist, dem Inhaber unter den dort festgelegten Voraussetzungen denverpflichtet ist, dem Inhaber unter den dort festgelegten Voraussetzungen den

Grenzübertritt zu gestatten. Dies gilt nicht, wenn der ausstellende Staat aus demGrenzübertritt zu gestatten. Dies gilt nicht, wenn der ausstellende Staat aus dem

Geltungsbereich des Ausweises ausgenommen oder wenn der Inhaber nicht zurGeltungsbereich des Ausweises ausgenommen oder wenn der Inhaber nicht zur

Rückkehr in diesen Staat berechtigt ist.Rückkehr in diesen Staat berechtigt ist.

(2) Die Zulassung entfällt, wenn das Bundesministerium des Innern, für Bau und(2) Die Zulassung entfällt, wenn das Bundesministerium des Innern, für Bau und

Heimat in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 feststellt, dassHeimat in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 feststellt, dass

1. die Gegenseitigkeit, soweit diese vereinbart wurde, nicht gewahrt ist oder1. die Gegenseitigkeit, soweit diese vereinbart wurde, nicht gewahrt ist oder

2. der amtliche Ausweis2. der amtliche Ausweis

a) keine hinreichenden Angaben zur eindeutigen Identifizierung des Inhabers odera) keine hinreichenden Angaben zur eindeutigen Identifizierung des Inhabers oder

der ausstellenden Behörde enthält,der ausstellenden Behörde enthält,

b) keine Sicherheitsmerkmale aufweist, die in einem Mindestmaß vor Fälschungb) keine Sicherheitsmerkmale aufweist, die in einem Mindestmaß vor Fälschung

oder Verfälschung schützen, oderoder Verfälschung schützen, oder

c) die Angaben nicht in einer germanischen oder romanischen Sprache enthält.c) die Angaben nicht in einer germanischen oder romanischen Sprache enthält.

(3) Zu den Ausweisen im Sinne des Absatzes 1 zählen insbesondere:(3) Zu den Ausweisen im Sinne des Absatzes 1 zählen insbesondere:

1. Reiseausweise für Flüchtlinge (§ 1 Abs. 3),1. Reiseausweise für Flüchtlinge (§ 1 Abs. 3),



2. Reiseausweise für Staatenlose (§ 1 Abs. 4),2. Reiseausweise für Staatenlose (§ 1 Abs. 4),

3. Ausweise für Mitglieder und Bedienstete der Organe der Europäischen3. Ausweise für Mitglieder und Bedienstete der Organe der Europäischen

Gemeinschaften,Gemeinschaften,

4. Ausweise für Abgeordnete der Parlamentarischen Versammlung des4. Ausweise für Abgeordnete der Parlamentarischen Versammlung des

Europarates,Europarates,

5. amtliche Personalausweise der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der5. amtliche Personalausweise der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der

anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraumanderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum

und der Schweiz für deren Staatsangehörige,und der Schweiz für deren Staatsangehörige,

6. Schülersammellisten (§ 1 Abs. 5),6. Schülersammellisten (§ 1 Abs. 5),

7. Flugbesatzungsausweise, soweit sie für einen Aufenthalt nach § 23 gebraucht7. Flugbesatzungsausweise, soweit sie für einen Aufenthalt nach § 23 gebraucht

werden, undwerden, und

8. Binnenschifffahrtsausweise, soweit sie für einen Aufenthalt nach § 25 gebraucht8. Binnenschifffahrtsausweise, soweit sie für einen Aufenthalt nach § 25 gebraucht

werden.werden.

§ 4 Deutsche Passersatzpapiere für Ausländer§ 4 Deutsche Passersatzpapiere für Ausländer

(1) Durch deutsche Behörden ausgestellte Passersatzpapiere für Ausländer sind:(1) Durch deutsche Behörden ausgestellte Passersatzpapiere für Ausländer sind:

1. der Reiseausweis für Ausländer (§ 5 Absatz 1),1. der Reiseausweis für Ausländer (§ 5 Absatz 1),

2. der Notreiseausweis (§ 13 Absatz 1),2. der Notreiseausweis (§ 13 Absatz 1),

3. der Reiseausweis für Flüchtlinge (§ 1 Absatz 3),3. der Reiseausweis für Flüchtlinge (§ 1 Absatz 3),

4. der Reiseausweis für Staatenlose (§ 1 Absatz 4),4. der Reiseausweis für Staatenlose (§ 1 Absatz 4),

5. die Schülersammelliste (§ 1 Absatz 5),5. die Schülersammelliste (§ 1 Absatz 5),

6. die Bescheinigung über die Wohnsitzverlegung (§ 43 Absatz 2),6. die Bescheinigung über die Wohnsitzverlegung (§ 43 Absatz 2),

7. das Europäische Reisedokument für die Rückkehr (§ 1 Absatz 8).7. das Europäische Reisedokument für die Rückkehr (§ 1 Absatz 8).

Passersatzpapiere nach Satz 1 Nummer 3 und 4 werden mit einer GültigkeitsdauerPassersatzpapiere nach Satz 1 Nummer 3 und 4 werden mit einer Gültigkeitsdauer

von bis zu drei Jahren ausgestellt; eine Verlängerung ist nicht zulässig.von bis zu drei Jahren ausgestellt; eine Verlängerung ist nicht zulässig.

Passersatzpapiere nach Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 werden abweichend von AbsatzPassersatzpapiere nach Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 werden abweichend von Absatz

4 Satz 1 auch als vorläufige Dokumente ohne elektronisches Speicher- und4 Satz 1 auch als vorläufige Dokumente ohne elektronisches Speicher- und

Verarbeitungsmedium ausgegeben, deren Gültigkeit, auch nach Verlängerungen,Verarbeitungsmedium ausgegeben, deren Gültigkeit, auch nach Verlängerungen,

ein Jahr nicht überschreiten darf. An Kinder bis zum vollendeten zwölftenein Jahr nicht überschreiten darf. An Kinder bis zum vollendeten zwölften

Lebensjahr werden abweichend von Absatz 4 Satz 1 Passersatzpapiere nach SatzLebensjahr werden abweichend von Absatz 4 Satz 1 Passersatzpapiere nach Satz

1 Nummer 1, 3 und 4 ohne elektronisches Speicher- und Verarbeitungsmedium1 Nummer 1, 3 und 4 ohne elektronisches Speicher- und Verarbeitungsmedium

ausgegeben; in begründeten Fällen können sie auch mit elektronischem Speicher-ausgegeben; in begründeten Fällen können sie auch mit elektronischem Speicher-

und Verarbeitungsmedium ausgegeben werden. Passersatzpapiere nach Satz 4und Verarbeitungsmedium ausgegeben werden. Passersatzpapiere nach Satz 4



ohne elektronisches Speicher- und Verarbeitungsmedium sind höchstens ein Jahrohne elektronisches Speicher- und Verarbeitungsmedium sind höchstens ein Jahr

gültig, längstens jedoch bis zur Vollendung des zwölften Lebensjahres. Einegültig, längstens jedoch bis zur Vollendung des zwölften Lebensjahres. Eine

Verlängerung dieser Passersatzpapiere ist vor Ablauf der Gültigkeit bis zurVerlängerung dieser Passersatzpapiere ist vor Ablauf der Gültigkeit bis zur

Vollendung des zwölften Lebensjahres um jeweils ein Jahr zulässig; es ist jeweilsVollendung des zwölften Lebensjahres um jeweils ein Jahr zulässig; es ist jeweils

ein aktuelles Lichtbild einzubringen. Passersatzpapiere nach Satz 1 Nummer 3 undein aktuelles Lichtbild einzubringen. Passersatzpapiere nach Satz 1 Nummer 3 und

4, die an heimatlose Ausländer nach dem Gesetz über die Rechtsstellung4, die an heimatlose Ausländer nach dem Gesetz über die Rechtsstellung

heimatloser Ausländer im Bundesgebiet ausgestellt werden, können mit einerheimatloser Ausländer im Bundesgebiet ausgestellt werden, können mit einer

Gültigkeitsdauer von bis zu zehn Jahren ausgestellt werden.Gültigkeitsdauer von bis zu zehn Jahren ausgestellt werden.

(2) Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 enthalten neben(2) Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 enthalten neben

der Angabe der ausstellenden Behörde, dem Tag der Ausstellung, dem letzten Tagder Angabe der ausstellenden Behörde, dem Tag der Ausstellung, dem letzten Tag

der Gültigkeitsdauer und der Seriennummer sowie dem Lichtbild und derder Gültigkeitsdauer und der Seriennummer sowie dem Lichtbild und der

Unterschrift des Inhabers des Passersatzpapiers ausschließlich folgende sichtbarUnterschrift des Inhabers des Passersatzpapiers ausschließlich folgende sichtbar

aufgebrachte Angaben über den Inhaber des Passersatzpapiers:aufgebrachte Angaben über den Inhaber des Passersatzpapiers:

1. Familienname und ggf. Geburtsname,1. Familienname und ggf. Geburtsname,

2. den oder die Vornamen,2. den oder die Vornamen,

3. Doktorgrad,3. Doktorgrad,

4. Tag und Ort der Geburt,4. Tag und Ort der Geburt,

5. Geschlecht mit der Abkürzung „F“ für Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für5. Geschlecht mit der Abkürzung „F“ für Personen weiblichen Geschlechts, „M“ für

Personen männlichen Geschlechts und „X“ in allen anderen Fällen,Personen männlichen Geschlechts und „X“ in allen anderen Fällen,

6. Größe,6. Größe,

7. Farbe der Augen,7. Farbe der Augen,

8. Wohnort,8. Wohnort,

9. Staatsangehörigkeit.9. Staatsangehörigkeit.

Auf Antrag kann der Passersatz nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 bei einerAuf Antrag kann der Passersatz nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 bei einer

Änderung des Geschlechts nach § 45b des Personenstandsgesetzes mit derÄnderung des Geschlechts nach § 45b des Personenstandsgesetzes mit der

Angabe des vorherigen Geschlechts ausgestellt werden, wenn der vorherigeAngabe des vorherigen Geschlechts ausgestellt werden, wenn der vorherige

Eintrag männlich oder weiblich war. Diesem abweichenden Eintrag kommt keineEintrag männlich oder weiblich war. Diesem abweichenden Eintrag kommt keine

weitere Rechtswirkung zu.weitere Rechtswirkung zu.

(3) Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 enthalten eine(3) Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4 enthalten eine

Zone für das automatische Lesen. Diese darf lediglich enthalten:Zone für das automatische Lesen. Diese darf lediglich enthalten:

1. die Abkürzung „PT“ für Passtyp von Passersatzpapieren nach Absatz 1 Satz 11. die Abkürzung „PT“ für Passtyp von Passersatzpapieren nach Absatz 1 Satz 1

Nummer 1, 3 und 4 einschließlich vorläufiger Passersatzpapiere,Nummer 1, 3 und 4 einschließlich vorläufiger Passersatzpapiere,



2. die Abkürzung „D“ für Bundesrepublik Deutschland,2. die Abkürzung „D“ für Bundesrepublik Deutschland,

3. den Familiennamen,3. den Familiennamen,

4. den oder die Vornamen,4. den oder die Vornamen,

5. die Seriennummer des Passersatzes, die sich aus der Behördenkennzahl der5. die Seriennummer des Passersatzes, die sich aus der Behördenkennzahl der

Ausländerbehörde und einer zufällig zu vergebenden PassersatznummerAusländerbehörde und einer zufällig zu vergebenden Passersatznummer

zusammensetzt, die neben Ziffern auch Buchstaben enthalten kann und beizusammensetzt, die neben Ziffern auch Buchstaben enthalten kann und bei

vorläufigen Passersatzpapieren aus einem Serienbuchstaben und sieben Ziffernvorläufigen Passersatzpapieren aus einem Serienbuchstaben und sieben Ziffern

besteht,besteht,

6. die Abkürzung der Staatsangehörigkeit,6. die Abkürzung der Staatsangehörigkeit,

7. den Tag der Geburt,7. den Tag der Geburt,

8. die Abkürzung „F“ für Passersatzpapierinhaber weiblichen Geschlechts, „M“ für8. die Abkürzung „F“ für Passersatzpapierinhaber weiblichen Geschlechts, „M“ für

Passersatzpapierinhaber männlichen Geschlechts und das Zeichen „<“ in allenPassersatzpapierinhaber männlichen Geschlechts und das Zeichen „<“ in allen

anderen Fällen,anderen Fällen,

9. die Gültigkeitsdauer des Passersatzes,9. die Gültigkeitsdauer des Passersatzes,

9a. die Versionsnummer des Dokumentenmusters,9a. die Versionsnummer des Dokumentenmusters,

10. die Prüfziffern und10. die Prüfziffern und

11. Leerstellen.11. Leerstellen.

Die Seriennummer und die Prüfziffern dürfen keine Daten über die Person desDie Seriennummer und die Prüfziffern dürfen keine Daten über die Person des

Passersatzpapierinhabers oder Hinweise auf solche Daten enthalten. JedesPassersatzpapierinhabers oder Hinweise auf solche Daten enthalten. Jedes

Passersatzpapier erhält eine neue Seriennummer.Passersatzpapier erhält eine neue Seriennummer.

(4) Auf Grund der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates vom 13. Dezember(4) Auf Grund der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 des Rates vom 13. Dezember

2004 über Normen für Sicherheitsmerkmale und biometrische Daten in von den2004 über Normen für Sicherheitsmerkmale und biometrische Daten in von den

Mitgliedstaaten ausgestellten Pässen und Reisedokumenten (ABl. L 385 vomMitgliedstaaten ausgestellten Pässen und Reisedokumenten (ABl. L 385 vom

29.12.2004, S. 1) sind Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 429.12.2004, S. 1) sind Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 3 und 4

mit Ausnahme der in § 6 Satz 2 und § 7 genannten Reiseausweise für Ausländermit Ausnahme der in § 6 Satz 2 und § 7 genannten Reiseausweise für Ausländer

mit einem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium zu versehen, aufmit einem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium zu versehen, auf

dem das Lichtbild, die Fingerabdrücke, die Bezeichnung der erfassten Finger, diedem das Lichtbild, die Fingerabdrücke, die Bezeichnung der erfassten Finger, die

Angaben zur Qualität der Abdrücke und die in Absatz 3 Satz 2 genannten AngabenAngaben zur Qualität der Abdrücke und die in Absatz 3 Satz 2 genannten Angaben

gespeichert werden. Die gespeicherten Daten sind mittels geeigneter technischergespeichert werden. Die gespeicherten Daten sind mittels geeigneter technischer

und organisatorischer Maßnahmen nach Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU)und organisatorischer Maßnahmen nach Artikel 24, 25 und 32 der Verordnung (EU)

2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum

Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zumSchutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum

freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-



Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; LGrundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L

127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung gegen unbefugtes127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils geltenden Fassung gegen unbefugtes

Auslesen, Verändern und Löschen zu sichern. Eine bundesweite Datenbank derAuslesen, Verändern und Löschen zu sichern. Eine bundesweite Datenbank der

biometrischen Daten nach Satz 1 wird nicht errichtet.biometrischen Daten nach Satz 1 wird nicht errichtet.

(5) Abweichend von Absatz 4 Satz 1 werden in Passersatzpapieren mit(5) Abweichend von Absatz 4 Satz 1 werden in Passersatzpapieren mit

elektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium bei Antragstellern, die daselektronischem Speicher- und Verarbeitungsmedium bei Antragstellern, die das

sechste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, keine Fingerabdrücke gespeichert.sechste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, keine Fingerabdrücke gespeichert.

Die Unterschrift durch den Antragsteller ist zu leisten, wenn er zum Zeitpunkt derDie Unterschrift durch den Antragsteller ist zu leisten, wenn er zum Zeitpunkt der

Beantragung des Passersatzes das zehnte Lebensjahr vollendet hat.Beantragung des Passersatzes das zehnte Lebensjahr vollendet hat.

(6) Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 können mit dem Hinweis(6) Passersatzpapiere nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 können mit dem Hinweis

ausgestellt werden, dass die Personendaten auf den eigenen Angaben desausgestellt werden, dass die Personendaten auf den eigenen Angaben des

Antragstellers beruhen. Das Gleiche gilt für Passersatzpapiere nach Absatz 1Antragstellers beruhen. Das Gleiche gilt für Passersatzpapiere nach Absatz 1

Nummer 3 und 4, wenn ernsthafte Zweifel an den Identitätsangaben desNummer 3 und 4, wenn ernsthafte Zweifel an den Identitätsangaben des

Antragstellers bestehen.Antragstellers bestehen.

(7) Ein Passersatz für Ausländer wird in der Regel entzogen, wenn die(7) Ein Passersatz für Ausländer wird in der Regel entzogen, wenn die

Ausstellungsvoraussetzungen nicht mehr vorliegen. Er ist zu entziehen, wenn derAusstellungsvoraussetzungen nicht mehr vorliegen. Er ist zu entziehen, wenn der

Ausländer auf Grund besonderer Vorschriften zur Rückgabe verpflichtet ist und dieAusländer auf Grund besonderer Vorschriften zur Rückgabe verpflichtet ist und die

Rückgabe nicht unverzüglich erfolgt.Rückgabe nicht unverzüglich erfolgt.

(8) Deutsche Auslandsvertretungen entziehen einen Passersatz im Benehmen mit(8) Deutsche Auslandsvertretungen entziehen einen Passersatz im Benehmen mit

der zuständigen oder zuletzt zuständigen Ausländerbehörde im Inland. Ist eineder zuständigen oder zuletzt zuständigen Ausländerbehörde im Inland. Ist eine

solche Behörde nicht vorhanden oder feststellbar, ist das Benehmen mit dersolche Behörde nicht vorhanden oder feststellbar, ist das Benehmen mit der

Behörde herzustellen, die den Passersatz ausgestellt hat, wenn er verlängertBehörde herzustellen, die den Passersatz ausgestellt hat, wenn er verlängert

wurde, mit der Behörde, die ihn verlängert hat.wurde, mit der Behörde, die ihn verlängert hat.

§ 5 Allgemeine Voraussetzungen der Ausstellung des Reiseausweises für§ 5 Allgemeine Voraussetzungen der Ausstellung des Reiseausweises für

AusländerAusländer

(1) Einem Ausländer, der nachweislich keinen Pass oder Passersatz besitzt und ihn(1) Einem Ausländer, der nachweislich keinen Pass oder Passersatz besitzt und ihn

nicht auf zumutbare Weise erlangen kann, kann nach Maßgabe der nachfolgendennicht auf zumutbare Weise erlangen kann, kann nach Maßgabe der nachfolgenden

Bestimmungen ein Reiseausweis für Ausländer ausgestellt werden.Bestimmungen ein Reiseausweis für Ausländer ausgestellt werden.

(2) Als zumutbar im Sinne des Absatzes 1 gilt es insbesondere,(2) Als zumutbar im Sinne des Absatzes 1 gilt es insbesondere,

1. derart rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeit eines Passes oder Passersatzes bei1. derart rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeit eines Passes oder Passersatzes bei

den zuständigen Behörden im In- und Ausland die erforderlichen Anträge für dieden zuständigen Behörden im In- und Ausland die erforderlichen Anträge für die

Neuerteilung oder Verlängerung zu stellen, dass mit der Neuerteilung oderNeuerteilung oder Verlängerung zu stellen, dass mit der Neuerteilung oder

Verlängerung innerhalb der Gültigkeitsdauer des bisherigen Passes oderVerlängerung innerhalb der Gültigkeitsdauer des bisherigen Passes oder

Passersatzes gerechnet werden kann,Passersatzes gerechnet werden kann,



2. in der den Bestimmungen des deutschen Passrechts, insbesondere den §§ 6 und2. in der den Bestimmungen des deutschen Passrechts, insbesondere den §§ 6 und

15 des Passgesetzes in der jeweils geltenden Fassung, entsprechenden Weise an15 des Passgesetzes in der jeweils geltenden Fassung, entsprechenden Weise an

der Ausstellung oder Verlängerung mitzuwirken und die Behandlung eines Antragesder Ausstellung oder Verlängerung mitzuwirken und die Behandlung eines Antrages

durch die Behörden des Herkunftsstaates nach dem Recht des Herkunftsstaates zudurch die Behörden des Herkunftsstaates nach dem Recht des Herkunftsstaates zu

dulden, sofern dies nicht zu einer unzumutbaren Härte führt,dulden, sofern dies nicht zu einer unzumutbaren Härte führt,

3. die Wehrpflicht, sofern deren Erfüllung nicht aus zwingenden Gründen3. die Wehrpflicht, sofern deren Erfüllung nicht aus zwingenden Gründen

unzumutbar ist, und andere zumutbare staatsbürgerliche Pflichten zu erfüllen oderunzumutbar ist, und andere zumutbare staatsbürgerliche Pflichten zu erfüllen oder

4. für die behördlichen Maßnahmen die vom Herkunftsstaat allgemein festgelegten4. für die behördlichen Maßnahmen die vom Herkunftsstaat allgemein festgelegten

Gebühren zu zahlen.Gebühren zu zahlen.

(3) Ein Reiseausweis für Ausländer wird in der Regel nicht ausgestellt, wenn der(3) Ein Reiseausweis für Ausländer wird in der Regel nicht ausgestellt, wenn der

Herkunftsstaat die Ausstellung eines Passes oder Passersatzes aus GründenHerkunftsstaat die Ausstellung eines Passes oder Passersatzes aus Gründen

verweigert, auf Grund derer auch nach deutschem Passrecht, insbesondere nach §verweigert, auf Grund derer auch nach deutschem Passrecht, insbesondere nach §

7 des Passgesetzes oder wegen unterlassener Mitwirkung nach § 6 des7 des Passgesetzes oder wegen unterlassener Mitwirkung nach § 6 des

Passgesetzes, der Pass versagt oder sonst die Ausstellung verweigert werdenPassgesetzes, der Pass versagt oder sonst die Ausstellung verweigert werden

kann.kann.

(4) Ein Reiseausweis für Ausländer soll nicht ausgestellt werden, wenn der(4) Ein Reiseausweis für Ausländer soll nicht ausgestellt werden, wenn der

Antragsteller bereits einen Reiseausweis für Ausländer missbräuchlich verwendetAntragsteller bereits einen Reiseausweis für Ausländer missbräuchlich verwendet

hat oder tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Reiseausweis fürhat oder tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Reiseausweis für

Ausländer missbräuchlich verwendet werden soll. Ein Missbrauch liegtAusländer missbräuchlich verwendet werden soll. Ein Missbrauch liegt

insbesondere vor bei einem im Einzelfall erheblichen Verstoß gegen iminsbesondere vor bei einem im Einzelfall erheblichen Verstoß gegen im

Reiseausweis für Ausländer eingetragene Beschränkungen oder beim GebrauchReiseausweis für Ausländer eingetragene Beschränkungen oder beim Gebrauch

des Reiseausweises für Ausländer zur Begehung oder Vorbereitung einer Straftat.des Reiseausweises für Ausländer zur Begehung oder Vorbereitung einer Straftat.

Als Anhaltspunkt für die Absicht einer missbräuchlichen Verwendung kannAls Anhaltspunkt für die Absicht einer missbräuchlichen Verwendung kann

insbesondere auch gewertet werden, dass der wiederholte Verlust voninsbesondere auch gewertet werden, dass der wiederholte Verlust von

Passersatzpapieren des Antragstellers geltend gemacht wird.Passersatzpapieren des Antragstellers geltend gemacht wird.

(5) Der Reiseausweis für Ausländer ohne elektronisches Speicher- und(5) Der Reiseausweis für Ausländer ohne elektronisches Speicher- und

Verarbeitungsmedium darf, soweit dies zulässig ist, nur verlängert werden, wennVerarbeitungsmedium darf, soweit dies zulässig ist, nur verlängert werden, wenn

die Ausstellungsvoraussetzungen weiterhin vorliegen.die Ausstellungsvoraussetzungen weiterhin vorliegen.

§ 6 Ausstellung des Reiseausweises für Ausländer im Inland§ 6 Ausstellung des Reiseausweises für Ausländer im Inland

Im Inland darf ein Reiseausweis für Ausländer nach Maßgabe des § 5 ausgestelltIm Inland darf ein Reiseausweis für Ausländer nach Maßgabe des § 5 ausgestellt

werden,werden,

1. wenn der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder1. wenn der Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder

Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG besitzt,Erlaubnis zum Daueraufenthalt-EG besitzt,

2. wenn dem Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder2. wenn dem Ausländer eine Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder



Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU erteilt wird, sobald er als Inhaber desErlaubnis zum Daueraufenthalt – EU erteilt wird, sobald er als Inhaber des

Reiseausweises für Ausländer die Passpflicht erfüllt,Reiseausweises für Ausländer die Passpflicht erfüllt,

3. um dem Ausländer die endgültige Ausreise aus dem Bundesgebiet zu3. um dem Ausländer die endgültige Ausreise aus dem Bundesgebiet zu

ermöglichen oder,ermöglichen oder,

4. wenn der Ausländer Asylbewerber ist, für die Ausstellung des Reiseausweises4. wenn der Ausländer Asylbewerber ist, für die Ausstellung des Reiseausweises

für Ausländer ein dringendes öffentliches Interesse besteht, zwingende Gründe esfür Ausländer ein dringendes öffentliches Interesse besteht, zwingende Gründe es

erfordern oder die Versagung des Reiseausweises für Ausländer eine unbilligeerfordern oder die Versagung des Reiseausweises für Ausländer eine unbillige

Härte bedeuten würde und die Durchführung des Asylverfahrens nicht gefährdetHärte bedeuten würde und die Durchführung des Asylverfahrens nicht gefährdet

wird.wird.

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 und 4 wird der Reiseausweis für AusländerIn den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 und 4 wird der Reiseausweis für Ausländer

ohne elektronisches Speicher- und Verarbeitungsmedium ausgestellt. Dieohne elektronisches Speicher- und Verarbeitungsmedium ausgestellt. Die

ausstellende Behörde darf in den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 und 4 Ausnahmenausstellende Behörde darf in den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 und 4 Ausnahmen

von § 5 Absatz 2 und 3 sowie in den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 Ausnahmenvon § 5 Absatz 2 und 3 sowie in den Fällen des Satzes 1 Nummer 3 Ausnahmen

von § 5 Absatz 4 zulassen. Bei Ausländern, denen nach einer Aufnahmezusagevon § 5 Absatz 4 zulassen. Bei Ausländern, denen nach einer Aufnahmezusage

nach § 23 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes eine Aufenthaltserlaubnis erteiltnach § 23 Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes eine Aufenthaltserlaubnis erteilt

worden ist, ist die Erlangung eines Passes oder Passersatzes regelmäßig nichtworden ist, ist die Erlangung eines Passes oder Passersatzes regelmäßig nicht

zumutbar. Dies gilt entsprechend für Ausländer, die bis zum Ablauf des 31. Julizumutbar. Dies gilt entsprechend für Ausländer, die bis zum Ablauf des 31. Juli

2015 im Rahmen des Programms zur dauerhaften Neuansiedlung von2015 im Rahmen des Programms zur dauerhaften Neuansiedlung von

Schutzsuchenden (Resettlement-Flüchtlinge) einen Aufenthaltstitel nach § 23Schutzsuchenden (Resettlement-Flüchtlinge) einen Aufenthaltstitel nach § 23

Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes erhalten haben.Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes erhalten haben.

§ 7 Ausstellung des Reiseausweises für Ausländer im Ausland§ 7 Ausstellung des Reiseausweises für Ausländer im Ausland

(1) Im Ausland darf ein Reiseausweis für Ausländer ohne elektronisches Speicher-(1) Im Ausland darf ein Reiseausweis für Ausländer ohne elektronisches Speicher-

und Verarbeitungsmedium nach Maßgabe des § 5 ausgestellt werden, um demund Verarbeitungsmedium nach Maßgabe des § 5 ausgestellt werden, um dem

Ausländer die Einreise in das Bundesgebiet zu ermöglichen, sofern dieAusländer die Einreise in das Bundesgebiet zu ermöglichen, sofern die

Voraussetzungen für die Erteilung eines hierfür erforderlichen AufenthaltstitelsVoraussetzungen für die Erteilung eines hierfür erforderlichen Aufenthaltstitels

vorliegen.vorliegen.

(2) Im Ausland darf ein Reiseausweis für Ausländer ohne elektronisches Speicher-(2) Im Ausland darf ein Reiseausweis für Ausländer ohne elektronisches Speicher-

und Verarbeitungsmedium zudem nach Maßgabe des § 5 einem in § 28 Abs. 1 Satzund Verarbeitungsmedium zudem nach Maßgabe des § 5 einem in § 28 Abs. 1 Satz

1 Nr. 1 bis 3 des Aufenthaltsgesetzes bezeichneten ausländischen1 Nr. 1 bis 3 des Aufenthaltsgesetzes bezeichneten ausländischen

Familienangehörigen oder dem Lebenspartner eines Deutschen erteilt werden,Familienangehörigen oder dem Lebenspartner eines Deutschen erteilt werden,

wenn dieser im Ausland mit dem Deutschen in familiärer Lebensgemeinschaft lebt.wenn dieser im Ausland mit dem Deutschen in familiärer Lebensgemeinschaft lebt.

§ 8 Gültigkeitsdauer des Reiseausweises für Ausländer§ 8 Gültigkeitsdauer des Reiseausweises für Ausländer

(1) Die Gültigkeitsdauer des Reiseausweises für Ausländer darf die(1) Die Gültigkeitsdauer des Reiseausweises für Ausländer darf die

Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels oder der Aufenthaltsgestattung desGültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels oder der Aufenthaltsgestattung des

Ausländers nicht überschreiten. Der Reiseausweis für Ausländer darf im ÜbrigenAusländers nicht überschreiten. Der Reiseausweis für Ausländer darf im Übrigen



ausgestellt werden bis zu einer Gültigkeitsdauer vonausgestellt werden bis zu einer Gültigkeitsdauer von

1. zehn Jahren, wenn der Inhaber im Zeitpunkt der Ausstellung das 24. Lebensjahr1. zehn Jahren, wenn der Inhaber im Zeitpunkt der Ausstellung das 24. Lebensjahr

vollendet hat,vollendet hat,

2. sechs Jahren, wenn der Inhaber im Zeitpunkt der Ausstellung das 24. Lebensjahr2. sechs Jahren, wenn der Inhaber im Zeitpunkt der Ausstellung das 24. Lebensjahr

noch nicht vollendet hat.noch nicht vollendet hat.

(2) In den Fällen des § 6 Satz 1 Nr. 3 und 4 und des § 7 Abs. 1 darf der(2) In den Fällen des § 6 Satz 1 Nr. 3 und 4 und des § 7 Abs. 1 darf der

Reiseausweis für Ausländer abweichend von Absatz 1 nur für eine GültigkeitsdauerReiseausweis für Ausländer abweichend von Absatz 1 nur für eine Gültigkeitsdauer

von höchstens einem Monat ausgestellt werden. In Fällen, in denen der Staat, invon höchstens einem Monat ausgestellt werden. In Fällen, in denen der Staat, in

oder durch den die beabsichtigte Reise führt, die Einreise nur mit einemoder durch den die beabsichtigte Reise führt, die Einreise nur mit einem

Reiseausweis für Ausländer gestattet, der über den beabsichtigten Zeitpunkt derReiseausweis für Ausländer gestattet, der über den beabsichtigten Zeitpunkt der

Einreise oder Ausreise hinaus gültig ist, kann der Reiseausweis für AusländerEinreise oder Ausreise hinaus gültig ist, kann der Reiseausweis für Ausländer

abweichend von Satz 1 für einen entsprechend längeren Gültigkeitszeitraumabweichend von Satz 1 für einen entsprechend längeren Gültigkeitszeitraum

ausgestellt werden der auch nach Verlängerung zwölf Monate nicht überschreitenausgestellt werden der auch nach Verlängerung zwölf Monate nicht überschreiten

darf.darf.

(3) Ein nach § 6 Satz 1 Nr. 3 und 4 ausgestellter Reiseausweis für Ausländer darf(3) Ein nach § 6 Satz 1 Nr. 3 und 4 ausgestellter Reiseausweis für Ausländer darf

nicht verlängert werden. Der Ausschluss der Verlängerung ist im Reiseausweis fürnicht verlängert werden. Der Ausschluss der Verlängerung ist im Reiseausweis für

Ausländer zu vermerken.Ausländer zu vermerken.

§ 9 Räumlicher Geltungsbereich des Reiseausweises für Ausländer§ 9 Räumlicher Geltungsbereich des Reiseausweises für Ausländer

(1) Der Reiseausweis für Ausländer kann für alle Staaten oder mit einer(1) Der Reiseausweis für Ausländer kann für alle Staaten oder mit einer

Beschränkung des Geltungsbereichs auf bestimmte Staaten oder ErdteileBeschränkung des Geltungsbereichs auf bestimmte Staaten oder Erdteile

ausgestellt werden. Der Staat, dessen Staatsangehörigkeit der Ausländer besitzt,ausgestellt werden. Der Staat, dessen Staatsangehörigkeit der Ausländer besitzt,

ist aus dem Geltungsbereich auszunehmen, wenn nicht in Ausnahmefällen dieist aus dem Geltungsbereich auszunehmen, wenn nicht in Ausnahmefällen die

Erstreckung des Geltungsbereichs auf diesen Staat gerechtfertigt ist.Erstreckung des Geltungsbereichs auf diesen Staat gerechtfertigt ist.

(2) In den Fällen des § 6 Satz 1 Nr. 4 ist der Geltungsbereich des Reiseausweises(2) In den Fällen des § 6 Satz 1 Nr. 4 ist der Geltungsbereich des Reiseausweises

für Ausländer auf die den Zweck der Reise betreffenden Staaten zu beschränken.für Ausländer auf die den Zweck der Reise betreffenden Staaten zu beschränken.

Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist eine Erstreckung des Geltungsbereichs aufAbweichend von Absatz 1 Satz 2 ist eine Erstreckung des Geltungsbereichs auf

den Herkunftsstaat unzulässig.den Herkunftsstaat unzulässig.

(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 soll der Geltungsbereich eines(3) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 soll der Geltungsbereich eines

Reiseausweises für Ausländer im Fall des § 6 Satz 1 Nr. 3 den Staat einschließen,Reiseausweises für Ausländer im Fall des § 6 Satz 1 Nr. 3 den Staat einschließen,

dessen Staatsangehörigkeit der Ausländer besitzt.dessen Staatsangehörigkeit der Ausländer besitzt.

(4) Der Geltungsbereich des im Ausland ausgestellten Reiseausweises für(4) Der Geltungsbereich des im Ausland ausgestellten Reiseausweises für

Ausländer ist in den Fällen des § 7 Abs. 1 räumlich auf die BundesrepublikAusländer ist in den Fällen des § 7 Abs. 1 räumlich auf die Bundesrepublik

Deutschland, den Ausreisestaat, den Staat der Ausstellung sowie die imDeutschland, den Ausreisestaat, den Staat der Ausstellung sowie die im

Reiseausweis für Ausländer einzeln aufzuführenden, auf dem geplanten ReisewegReiseausweis für Ausländer einzeln aufzuführenden, auf dem geplanten Reiseweg



zu durchreisenden Staaten zu beschränken.zu durchreisenden Staaten zu beschränken.

§ 10 Sonstige Beschränkungen im Reiseausweis für Ausländer§ 10 Sonstige Beschränkungen im Reiseausweis für Ausländer

In den Reiseausweis für Ausländer können zur Vermeidung von Missbrauch beiIn den Reiseausweis für Ausländer können zur Vermeidung von Missbrauch bei

oder nach der Ausstellung sonstige Beschränkungen aufgenommen werden,oder nach der Ausstellung sonstige Beschränkungen aufgenommen werden,

insbesondere die Bezeichnung der zur Einreise in das Bundesgebiet zuinsbesondere die Bezeichnung der zur Einreise in das Bundesgebiet zu

benutzenden Grenzübergangsstelle oder die Bezeichnung der Person, in derenbenutzenden Grenzübergangsstelle oder die Bezeichnung der Person, in deren

Begleitung sich der Ausländer befinden muss. § 46 Abs. 2 des AufenthaltsgesetzesBegleitung sich der Ausländer befinden muss. § 46 Abs. 2 des Aufenthaltsgesetzes

bleibt unberührt.bleibt unberührt.

§ 11 Verfahren der Ausstellung oder Verlängerung des Reiseausweises für§ 11 Verfahren der Ausstellung oder Verlängerung des Reiseausweises für

Ausländer im AuslandAusländer im Ausland

(1) Im Ausland darf ein Reiseausweis für Ausländer nur mit Zustimmung des(1) Im Ausland darf ein Reiseausweis für Ausländer nur mit Zustimmung des

Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat oder der von ihm bestimmtenBundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat oder der von ihm bestimmten

Stelle ausgestellt werden. Dasselbe gilt für die zulässige Verlängerung eines nachStelle ausgestellt werden. Dasselbe gilt für die zulässige Verlängerung eines nach

Satz 1 ausgestellten Reiseausweises für Ausländer im Ausland.Satz 1 ausgestellten Reiseausweises für Ausländer im Ausland.

(2) Im Ausland darf ein im Inland ausgestellter oder verlängerter Reiseausweis für(2) Im Ausland darf ein im Inland ausgestellter oder verlängerter Reiseausweis für

Ausländer nur mit Zustimmung der zuständigen oder zuletzt zuständigenAusländer nur mit Zustimmung der zuständigen oder zuletzt zuständigen

Ausländerbehörde verlängert werden. Ist eine solche Behörde nicht vorhanden oderAusländerbehörde verlängert werden. Ist eine solche Behörde nicht vorhanden oder

feststellbar, ist die Zustimmung bei der Behörde einzuholen, die den Reiseausweisfeststellbar, ist die Zustimmung bei der Behörde einzuholen, die den Reiseausweis

ausgestellt hat, wenn er verlängert wurde, bei der Behörde, die ihn verlängert hat.ausgestellt hat, wenn er verlängert wurde, bei der Behörde, die ihn verlängert hat.

(3) Die Aufhebung von Beschränkungen nach den §§ 9 und 10 im Ausland bedarf(3) Die Aufhebung von Beschränkungen nach den §§ 9 und 10 im Ausland bedarf

der Zustimmung der zuständigen oder zuletzt zuständigen Ausländerbehörde. Istder Zustimmung der zuständigen oder zuletzt zuständigen Ausländerbehörde. Ist

eine solche Behörde nicht vorhanden oder feststellbar, ist die Zustimmung bei dereine solche Behörde nicht vorhanden oder feststellbar, ist die Zustimmung bei der

Behörde einzuholen, die die Beschränkung eingetragen hat.Behörde einzuholen, die die Beschränkung eingetragen hat.

§ 12 Grenzgängerkarte§ 12 Grenzgängerkarte

(1) Einem Ausländer, der sich in einem an das Bundesgebiet angrenzenden Staat(1) Einem Ausländer, der sich in einem an das Bundesgebiet angrenzenden Staat

rechtmäßig aufhält und der mindestens einmal wöchentlich dorthin zurückkehrt,rechtmäßig aufhält und der mindestens einmal wöchentlich dorthin zurückkehrt,

kann eine Grenzgängerkarte für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder eineskann eine Grenzgängerkarte für die Ausübung einer Erwerbstätigkeit oder eines

Studiums im Bundesgebiet erteilt werden, wenn erStudiums im Bundesgebiet erteilt werden, wenn er

1. in familiärer Lebensgemeinschaft mit seinem deutschen Ehegatten oder1. in familiärer Lebensgemeinschaft mit seinem deutschen Ehegatten oder

Lebenspartner lebt,Lebenspartner lebt,

2. in familiärer Lebensgemeinschaft mit seinem Ehegatten oder Lebenspartner lebt,2. in familiärer Lebensgemeinschaft mit seinem Ehegatten oder Lebenspartner lebt,

der Unionsbürger ist und als Grenzgänger im Bundesgebiet eine Erwerbstätigkeitder Unionsbürger ist und als Grenzgänger im Bundesgebiet eine Erwerbstätigkeit

ausübt oder ohne Grenzgänger zu sein seinen Wohnsitz vom Bundesgebiet inausübt oder ohne Grenzgänger zu sein seinen Wohnsitz vom Bundesgebiet in

einen an Deutschland angrenzenden Staat verlegt hat, odereinen an Deutschland angrenzenden Staat verlegt hat, oder



3. die Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer3. die Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer

Erwerbstätigkeit oder eines Studiums nur deshalb nicht erfüllt, weil er GrenzgängerErwerbstätigkeit oder eines Studiums nur deshalb nicht erfüllt, weil er Grenzgänger

ist.ist.

Eine Grenzgängerkarte zur Ausübung einer Beschäftigung im Bundesgebiet darfEine Grenzgängerkarte zur Ausübung einer Beschäftigung im Bundesgebiet darf

nur erteilt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit der Ausübung dernur erteilt werden, wenn die Bundesagentur für Arbeit der Ausübung der

Beschäftigung zugestimmt hat oder die Ausübung der Beschäftigung ohneBeschäftigung zugestimmt hat oder die Ausübung der Beschäftigung ohne

Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Im Fall der selbständigenZustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. Im Fall der selbständigen

Tätigkeit kann die Grenzgängerkarte unabhängig vom Vorliegen derTätigkeit kann die Grenzgängerkarte unabhängig vom Vorliegen der

Voraussetzungen des § 21 des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden. Für eineVoraussetzungen des § 21 des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden. Für eine

Grenzgängerkarte zur Ausübung eines Studiums gilt § 16b Absatz 3 desGrenzgängerkarte zur Ausübung eines Studiums gilt § 16b Absatz 3 des

Aufenthaltsgesetzes entsprechend. Einem Ausländer, der Beamter ist, in einem anAufenthaltsgesetzes entsprechend. Einem Ausländer, der Beamter ist, in einem an

das Bundesgebiet angrenzenden Staat wohnt und mindestens einmal wöchentlichdas Bundesgebiet angrenzenden Staat wohnt und mindestens einmal wöchentlich

dorthin zurückkehrt, wird eine Grenzgängerkarte zur Erfüllung seinerdorthin zurückkehrt, wird eine Grenzgängerkarte zur Erfüllung seiner

Dienstpflichten im Bundesgebiet erteilt. Die Grenzgängerkarte kann bei derDienstpflichten im Bundesgebiet erteilt. Die Grenzgängerkarte kann bei der

erstmaligen Erteilung bis zu einer Gültigkeitsdauer von zwei Jahren ausgestellterstmaligen Erteilung bis zu einer Gültigkeitsdauer von zwei Jahren ausgestellt

werden. Sie kann für jeweils zwei Jahre verlängert werden, solange diewerden. Sie kann für jeweils zwei Jahre verlängert werden, solange die

Ausstellungsvoraussetzungen weiterhin vorliegen.Ausstellungsvoraussetzungen weiterhin vorliegen.

(2) Staatsangehörigen der Schweiz wird unter den Voraussetzungen und zu den(2) Staatsangehörigen der Schweiz wird unter den Voraussetzungen und zu den

Bedingungen eine Grenzgängerkarte ausgestellt und verlängert, die in Artikel 7Bedingungen eine Grenzgängerkarte ausgestellt und verlängert, die in Artikel 7

Abs. 2, Artikel 13 Abs. 2, Artikel 28 Abs. 1 und Artikel 32 Abs. 2 des Anhangs I zumAbs. 2, Artikel 13 Abs. 2, Artikel 28 Abs. 1 und Artikel 32 Abs. 2 des Anhangs I zum

Abkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihrenAbkommen vom 21. Juni 1999 zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren

Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen EidgenossenschaftMitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft

andererseits über die Freizügigkeit (BGBl. 2001 II S. 810) genannt sind.andererseits über die Freizügigkeit (BGBl. 2001 II S. 810) genannt sind.

§ 13 Notreiseausweis§ 13 Notreiseausweis

(1) Zur Vermeidung einer unbilligen Härte, oder soweit ein besonderes öffentliches(1) Zur Vermeidung einer unbilligen Härte, oder soweit ein besonderes öffentliches

Interesse besteht, darf einem Ausländer ein Notreiseausweis ausgestellt werden,Interesse besteht, darf einem Ausländer ein Notreiseausweis ausgestellt werden,

wenn der Ausländer seine Identität glaubhaft machen kann und erwenn der Ausländer seine Identität glaubhaft machen kann und er

1. Unionsbürger oder Staatsangehöriger eines anderen Vertragsstaates des1. Unionsbürger oder Staatsangehöriger eines anderen Vertragsstaates des

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, der Schweiz oder einesAbkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, der Schweiz oder eines

Staates ist, der in Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1806 des EuropäischenStaates ist, der in Anhang II der Verordnung (EU) 2018/1806 des Europäischen

Parlaments und des Rates vom 14. November 2018 zur Aufstellung der Liste derParlaments und des Rates vom 14. November 2018 zur Aufstellung der Liste der

Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen imDrittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im

Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, derenBesitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren

Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind (ABl. L 303 vom 28.11.2018,Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind (ABl. L 303 vom 28.11.2018,

S. 39), die durch die Verordnung (EU) 2019/592 (ABl. L 103 I vom 12.4.2019, S. 1)S. 39), die durch die Verordnung (EU) 2019/592 (ABl. L 103 I vom 12.4.2019, S. 1)

geändert worden ist, aufgeführt ist, odergeändert worden ist, aufgeführt ist, oder



2. aus sonstigen Gründen zum Aufenthalt im Bundesgebiet, einem anderen2. aus sonstigen Gründen zum Aufenthalt im Bundesgebiet, einem anderen

Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat desMitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz oder zurAbkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder in der Schweiz oder zur

Rückkehr dorthin berechtigt ist.Rückkehr dorthin berechtigt ist.

(2) Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs(2) Die mit der polizeilichen Kontrolle des grenzüberschreitenden Verkehrs

beauftragten Behörden können nach Maßgabe des Absatzes 1 an der Grenze einenbeauftragten Behörden können nach Maßgabe des Absatzes 1 an der Grenze einen

Notreiseausweis ausstellen, wenn der Ausländer keinen Pass oder PassersatzNotreiseausweis ausstellen, wenn der Ausländer keinen Pass oder Passersatz

mitführt.mitführt.

(3) Die Ausländerbehörde kann nach Maßgabe des Absatzes 1 einen(3) Die Ausländerbehörde kann nach Maßgabe des Absatzes 1 einen

Notreiseausweis ausstellen, wenn die Beschaffung eines anderen Passes oderNotreiseausweis ausstellen, wenn die Beschaffung eines anderen Passes oder

Passersatzes, insbesondere eines Reiseausweises für Ausländer, im EinzelfallPassersatzes, insbesondere eines Reiseausweises für Ausländer, im Einzelfall

nicht in Betracht kommt.nicht in Betracht kommt.

(4) Die ausstellende Behörde kann die bereits bestehende Berechtigung zur(4) Die ausstellende Behörde kann die bereits bestehende Berechtigung zur

Rückkehr in das Bundesgebiet auf dem Notreiseausweis bescheinigen, sofern dieRückkehr in das Bundesgebiet auf dem Notreiseausweis bescheinigen, sofern die

Bescheinigung der beabsichtigten Auslandsreise dienlich ist. Die in Absatz 2Bescheinigung der beabsichtigten Auslandsreise dienlich ist. Die in Absatz 2

genannten Behörden bedürfen hierfür der Zustimmung der Ausländerbehörde.genannten Behörden bedürfen hierfür der Zustimmung der Ausländerbehörde.

(5) Abweichend von Absatz 1 können die mit der polizeilichen Kontrolle des(5) Abweichend von Absatz 1 können die mit der polizeilichen Kontrolle des

grenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behördengrenzüberschreitenden Verkehrs beauftragten Behörden

1. zivilem Schiffspersonal eines in der See- oder Küstenschifffahrt oder in der1. zivilem Schiffspersonal eines in der See- oder Küstenschifffahrt oder in der

Rhein-Seeschifffahrt verkehrenden Schiffes für den Aufenthalt im Hafenort währendRhein-Seeschifffahrt verkehrenden Schiffes für den Aufenthalt im Hafenort während

der Liegezeit des Schiffes undder Liegezeit des Schiffes und

2. zivilem Flugpersonal für einen in § 23 Abs. 1 genannten Aufenthalt2. zivilem Flugpersonal für einen in § 23 Abs. 1 genannten Aufenthalt

sowie die jeweils mit einem solchen Aufenthalt verbundene Ein- und Ausreise einensowie die jeweils mit einem solchen Aufenthalt verbundene Ein- und Ausreise einen

Notreiseausweis ausstellen, wenn es keinen Pass oder Passersatz, insbesondereNotreiseausweis ausstellen, wenn es keinen Pass oder Passersatz, insbesondere

keinen der in § 3 Abs. 3 genannten Passersatzpapiere, mitführt. Absatz 4 findetkeinen der in § 3 Abs. 3 genannten Passersatzpapiere, mitführt. Absatz 4 findet

keine Anwendung.keine Anwendung.

(6) Die Gültigkeitsdauer des Notreiseausweises darf längstens einen Monat(6) Die Gültigkeitsdauer des Notreiseausweises darf längstens einen Monat

betragen.betragen.

§ 14 Befreiung von der Passpflicht in Rettungsfällen§ 14 Befreiung von der Passpflicht in Rettungsfällen

Von der Passpflicht sind befreitVon der Passpflicht sind befreit

1. Ausländer, die aus den Nachbarstaaten, auf dem Seeweg oder im Wege von1. Ausländer, die aus den Nachbarstaaten, auf dem Seeweg oder im Wege von

Rettungsflügen aus anderen Staaten einreisen und bei Unglücks- oderRettungsflügen aus anderen Staaten einreisen und bei Unglücks- oder

Katastrophenfällen Hilfe leisten oder in Anspruch nehmen wollen, undKatastrophenfällen Hilfe leisten oder in Anspruch nehmen wollen, und



2. Ausländer, die zum Flug- oder Begleitpersonal von Rettungsflügen gehören.2. Ausländer, die zum Flug- oder Begleitpersonal von Rettungsflügen gehören.

Die Befreiung endet, sobald für den Ausländer die Beschaffung oder BeantragungDie Befreiung endet, sobald für den Ausländer die Beschaffung oder Beantragung

eines Passes oder Passersatzes auch in Anbetracht der besonderen Umstände deseines Passes oder Passersatzes auch in Anbetracht der besonderen Umstände des

Falles und des Vorranges der Leistung oder Inanspruchnahme von Hilfe zumutbarFalles und des Vorranges der Leistung oder Inanspruchnahme von Hilfe zumutbar

wird.wird.


